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Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Ulm vom 10. Februar 2021 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Tatbestand

Die KlÃ¤gerin wendet sich gegen die Entziehung der BeschÃ¤digtengrundrente
nach dem Gesetz Ã¼ber die EntschÃ¤digung der Opfer von Gewalttaten (OEG), die
ihr nach einem Grad der SchÃ¤digungsfolgen (GdS) von 30 gewÃ¤hrt wird.

Sie ist 1985 geboren, hat nach dem Hauptschulabschluss die Abendrealschule ohne
Abschluss besucht und eine Ausbildung zur Fachfrau fÃ¼r Systemgastronomie
abgeschlossen. Bis 2010 arbeitete sie als Aushilfe und Teilzeitkraft im
Ausbildungsbetrieb (B K) weiter. Danach war sie Ã¼ber eine Zeitarbeitsfirma als
Montagearbeiterin in einer Fabrik tÃ¤tig und seit September 2010 ist sie,
unterbrochen vom Mutterschutz, als Restaurantleiterin bei einer Gastronomiekette
beschÃ¤ftigt. Sie hat mittlerweile zwei Kinder und lebt zusammen mit ihrem
Partner, den sie beabsichtigt zu heiraten, in einem gemeinsamen Haushalt.
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Am 15. September 2009 wurde sie gegen 5 Uhr beim AufschlieÃ�en einer TÃ¼r des
Schnellrestaurants von drei TÃ¤tern, die mit einer Schreckschusspistole und
TeleskopschlagstÃ¶cken bewaffnet waren, abgepasst und gezwungen, im
Tresorraum den Tresor zu Ã¶ffnen, in dem sich 7.047 â�¬ befanden. Vor der Flucht
nahmen die TÃ¤ter der KlÃ¤gerin ihr Handy ab, damit sie nicht umgehend Hilfe
holen konnte (Anklageschrift der Staatsanwaltschaft).

Am 15. September 2010 beantragte sie beim damals zustÃ¤ndigen Zentrum Bayern
Familie und Soziales (nachfolgend Beklagter) die GewÃ¤hrung von Leistungen nach
dem OEG.

Vom Beklagten befragt, gab die FachÃ¤rztin fÃ¼r Psychosomatik S an, die
KlÃ¤gerin im Januar 2010 zum letzten Mal behandelt zu haben. Die Behandlung der
akuten TraumafolgestÃ¶rung sei erfolgreich gewesen, nachdem sich die KlÃ¤gerin
entschlossen habe, nicht mehr zum alten Arbeitgeber zurÃ¼ckzukehren. Weiter
gelangte der Befundbericht des Arztes fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie K zur Akte,
der nach ambulanter Untersuchung vom 17. Dezember 2009 eine posttraumatische
BelastungsstÃ¶rung (PTBS) beschrieb. Die Psychotherapie sei fortzusetzen, eine
psychopharmakologische Behandlung nicht zwingend nÃ¶tig.

Mit Teil-Bescheid vom 5. Januar 2011 stellte der Beklagte fest, dass die KlÃ¤gerin
am 15. September 2009 Opfer einer Gewalttat geworden sei. BezÃ¼glich der
Anerkennung von GesundheitsstÃ¶rungen als Folgen der Gewalttat erfolge eine
gesonderte Entscheidung. Ã�ber einen etwaigen Versorgungsbeginn werde erst
spÃ¤ter entschieden.

Der Beklagte holte das nervenÃ¤rztliche Gutachten des Arztes fÃ¼r Neurologie und
Psychiatrie Â E aufgrund ambulanter Untersuchung vom 23. Februar 2011 ein.
Dieser fÃ¼hrte aus, dass sich ein tragfÃ¤higer interpersonaler Kontakt habe
herstellen lassen. Die gestellten Fragen seien recht offen beantwortet, der
Blickkontakt gehalten worden. Die KlÃ¤gerin sei bewusstseinsklar und allseits
orientiert gewesen, Konzentration und Aufmerksamkeit hÃ¤tten wÃ¤hrend der
Untersuchung nicht nachgelassen. Formale oder inhaltliche DenkstÃ¶rungen sowie
eine Einengung des Denkens auf das schÃ¤digende Ereignis wurden verneint, das
hÃ¤tte adÃ¤quat verarbeitet werden kÃ¶nnen. Das erlebte Ereignis sei
grundsÃ¤tzlich geeignet, eine PTBS auszulÃ¶sen. Durch die Traumatherapie habe
eine deutliche Besserung der Symptomatik erreicht werden kÃ¶nnen. Nach
Beendigung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses beim alten Arbeitgeber, durch den sie keine
UnterstÃ¼tzung nach dem Vorfall erfahren habe, sei es ihr gelungen, ab Februar
2010 zum Alltag zurÃ¼ckzufinden. Es sei davon auszugehen, dass die KlÃ¤gerin bis
zum Therapieende in ihrer Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit deutlich betroffen
gewesen sei, sodass der GdS bis 1. Februar 2010 mit 30 und danach mit 20 zu
bewerten sei. Die Prognose im Hinblick auf eine vollstÃ¤ndige Wiederherstellung sei
als gÃ¼nstig zu beurteilen, therapeutische MaÃ�nahmen seien nicht mehr
erforderlich.

Â K1 fÃ¼hrte versorgungsÃ¤rztlich aus, dass die KlÃ¤gerin ab Februar 2010 zu
ihrem Alltag habe zurÃ¼ckfinden kÃ¶nnen. Eine PTBS kÃ¶nne bis einschlieÃ�lich

                             2 / 11



 

Januar 2010 anerkannt werden, danach bestehe nur noch eine Restsymptomatik
einer solchen.

Mit Bescheid vom 21. April 2011 erkannte der Beklagte vom 15. September 2009
bis 31. Januar 2010 eine PTBS im Sinne der Entstehung sowie ab dem 1. Februar
2010 eine Restsymptomatik nach einer PTBS im Sinne der Entstehung an. Die
SchÃ¤digungsfolgen begrÃ¼ndeten nur einen GdS von 20, Versorgungsrente stehe
ihr deshalb nicht zu. Ab dem 15. September 2009 kÃ¶nne Heilbehandlung
beansprucht werden. Der Anspruch auf Heilbehandlung ruhe insoweit, als
AnsprÃ¼che gegen die gesetzliche Unfallversicherung bestÃ¼nden.

Der hiergegen erhobene Widerspruch wurde mit Widerspruchsbescheid vom 21. Juni
2011 zurÃ¼ckgewiesen. Die SchÃ¤digungsfolge sei zutreffend mit einem GdS von
20 bewertet worden. Das Vorliegen einer stÃ¤rker behindernden StÃ¶rung mit einer
wesentlichen EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit, die eine
Bewertung mit einem GdS von 30 oder mehr rechtfertige, habe sich nicht feststellen
lassen. Dagegen erhob die KlÃ¤gerin Klage beim Sozialgericht Ulm (SG â��
SÂ 12Â VGÂ 2881/13).

Im Klageverfahren gelangte das aufgrund ambulanter Untersuchung vom 26. April
2013 fÃ¼r die Berufsgenossenschaft Nahrungsmittel und Gastgewerbe (BGN), als
zustÃ¤ndiger UnfallversicherungstrÃ¤gerin, erstattete Gutachten des K zur Akte.
Dieser fÃ¼hrte aus, dass eine PTBS mit ausgeprÃ¤gtem Vermeidungsverhalten
bestehe. Die KlÃ¤gerin leide unter wiederkehrenden massiven Ã�ngsten, vor allem
nachts. Sie sei weiterhin nicht in der Lage, das Haus bei Dunkelheit zu verlassen
und nachts Auto zu fahren. In ihrem Verhalten seien bedeutende VerÃ¤nderungen
eingetreten. Sie sei depressiver, pessimistischer und vor allem reizbarer auch
gegenÃ¼ber dem Partner. Sie klage Ã¼ber erhebliche, nachvollziehbare
SchlafstÃ¶rungen sowie Antriebs- und KonzentrationsstÃ¶rungen. Mittelschwere
Arbeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt seien vollschichtig zumutbar. Im
Zeitraum zwischen dem Unfallereignis und der Wiederherstellung der
ArbeitsfÃ¤higkeit Ende Januar 2010 sei, aufgrund der Schwere der Traumatisierung
und der psychischen Folgen, eine Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) von 50
vom Hundert (v.Â H.) anzunehmen. Nach Wiederherstellung der ArbeitsfÃ¤higkeit
bestÃ¼nden immer noch die Ã¼blicherweise zu beobachtenden Symptome des
StÃ¶rungsbildes mit einer wesentlichen EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und
GestaltungsfÃ¤higkeit. Aktuell sei von einer MdE von 30 v.Â H. auszugehen. Mit
einer Besserung sei nur mittelfristig zu rechnen, eine Nachuntersuchung werde in
zwei Jahren empfohlen.

Der Beklagte unterbreitete ein Vergleichsangebot auf Feststellung eines GdS von 30
ab dem 15.Â September 2009 und Feststellung von Symptomen einer PTBS im
Sinne der Entstehung. Vorgelegt wurde die versorgungsÃ¤rztliche Stellungnahme
des K1 vom 17. Dezember 2013. Aus dem Gutachten des K2 ergebe sich eine PTBS
sowie eine leichte Depression. G, FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie,
habe beratungsÃ¤rztlich noch relevante Restsymptome einer PBTS mit
Angstsymptomatik und einem Vermeidungsverhalten gesehen. Der EinschÃ¤tzung
der BGN mit einer MdE von 30 v.Â H. sei zu folgen, ein entsprechender GdS
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anzunehmen und eine Nachuntersuchung im Dezember 2016 durchzufÃ¼hren.

Nach Annahme des Vergleichsvorschlags fÃ¼hrte der Beklagte diesen mit
AusfÃ¼hrungsbescheid vom 10. Februar 2014 aus. Der Anspruch auf
VersorgungsbezÃ¼ge und Heilbehandlung ruhe, soweit AnsprÃ¼che gegen die
gesetzliche Unfallversicherung bestÃ¼nden. Die Voraussetzungen fÃ¼r eine
ErhÃ¶hung des GdS wegen besonderer beruflicher Betroffenheit lÃ¤gen nicht vor.
Die Berechnung der VersorgungsbezÃ¼ge erfolge durch gesonderten Bescheid.
Mit Bescheid vom 16. April 2014 stellte der Beklagte einen Nachzahlungsbetrag
inklusive Zinsen in HÃ¶he von 616,16 â�¬ fest. Eine laufende Zahlung ab Juni 2014
sei nicht zu erbringen, da der Anspruch wegen der Unfallrente ruhe. Der
Widerspruch blieb erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 9. Juli 2014). Die Klage
beim SG wurde zurÃ¼ckgenommen (S 12 VG 2287/14).

Die BGN setzte mit Bescheid vom 4. April 2016 die Verletztenrente herab und
gewÃ¤hrte diese ab dem 1. Mai 2016 nur noch nach einer MdE von 20 v.Â H
(entsprechend einem Zahlbetrag von 216,49Â â�¬ monatlich). Die Folgen einer
PTBS lÃ¤gen nicht mehr in vollem Umfang vor. Im Wesentlichen lasse sich noch ein
Vermeidungsverhalten in Dunkelheit sowie eine leichte Ã�bererregung bei
Konfrontation mit der Tat nachweisen.

Der Beklagte Ã¼berprÃ¼fte die Anrechnung der Leistungen und stellte mit
Bescheid vom 20. April 2016 fest, dass auch ab Mai 2016 keine laufende Zahlung zu
erfolgen habe. Auf die Versorgungsrente nach einem GdS von 30 in HÃ¶he von
132,00 â�¬ seien Leistungen der BGN in HÃ¶he von 216,00Â â�¬ anzurechnen,
sodass der Anspruch vollstÃ¤ndig ruhe (Â§ 65 Bundesversorgungsgesetz [BVG]).
Der damit begrÃ¼ndete Widerspruch, dass gegen die Entscheidung des BGN
Widerspruch erhoben worden sei, blieb erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 16.
August 2016).

Weiter wurde ein NachprÃ¼fungsverfahren von Amts wegen eingeleitet und das
Gutachten des Facharztes fÃ¼r Neurologie und PsychiatrieÂ  M aufgrund
ambulanter Untersuchung vom 3. Februar 2016 beigezogen, welches Grundlage der
Herabsetzungsentscheidung der BGN gewesen ist. Dieser fÃ¼hrte aus, dass sich als
Folge der PTBS noch das Vermeidungsverhalten in den Abendstunden und bei Nebel
sowie eine leichte Ã�bererregung bei Konfrontation mit der Tat nachweisen lasse.
Somit bestehe eine Besserung gegenÃ¼ber der letzten Begutachtung. Das
Fortbestehen psychopathologischer Symptome lasse sich im Fragebogentest IES-R
belegen. Es liege nur noch eine Teil-Symptomatik einer PTBS vor, sodass die MdE
mit 20 v.Â H. zu bemessen sei.

Das NachprÃ¼fungsverfahren wurde im Hinblick auf das beim SG gefÃ¼hrte
Verfahren gegen die BGN betreffend die Herabsetzung der Verletztenrente (S 2 U
1431/16) zurÃ¼ckgestellt. In diesem wurde von der KlÃ¤gerin der von M1
vergebene Termin zur Untersuchung fÃ¼r das nach Â§Â 109 Sozialgerichtsgesetz
(SGG) beantragte SachverstÃ¤ndigengutachten nicht wahrgenommen, sodass der
Gutachtensauftrag aufgehoben und die Klage mit Urteil vom 9. Oktober 2017
abgewiesen wurde. WÃ¤hrend des Berufungsverfahrens (Landessozialgericht Baden-
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WÃ¼rttemberg [LSG] â��Â LÂ 1Â U 4254/17) entzog die BGN mit Bescheid vom 25.
April 2018 die Verletztenrente mit Ablauf des Monats Mai 2018, da die Symptomatik
der PTBS weitgehend abgeklungen sei. Der nach Â§Â 109Â SGG gehÃ¶rte
SachverstÃ¤ndige R, der die Untersuchung vom 25. Oktober 2018 mit
UnterstÃ¼tzung durch K2 durchfÃ¼hrte, legte dar, dass die KlÃ¤gerin berichte,
weiterhin nicht alleine zu Hause sein zu kÃ¶nnen. Sie habe noch massive Ã�ngste,
wenn sie nachts alleine Auto fahren mÃ¼sse. Wenn sie abends unterwegs sei,
versuche sie, Ansammlungen fremder Menschen zu vermeiden. Es komme immer
noch zu Intrusionen und Flashbacks, vor allem, wenn sie die Situation an das
Ereignis erinnere. Spontane Intrusionen oder Flashbacks kÃ¤men nur noch selten
vor. Die KlÃ¤gerin sei wach und zu allen QualitÃ¤ten ausreichend orientiert
gewesen, Aufmerksamkeit und Konzentration seien erhalten, die Mnestik
ungestÃ¶rt und das formale Denken geordnet. Es bestehe eine leichte bis
mittelgradige Angstreaktion, wenn der Ã�berfall erwÃ¤hnt werde. Hypervigilanz,
Vermeidungsverhalten und Intrusionen trÃ¤ten nur noch bei Signalreizen auf. Es
bestÃ¼nden keine Ich- und WahrnehmungsstÃ¶rungen. Antrieb sowie
Psychomotorik seien unauffÃ¤llig gewesen. Die Stimmung sei leicht depressiv,
etwas angespannt und nervÃ¶s. Eine akute SuizidalitÃ¤t habe nicht bestanden. Die
psychischen StÃ¶rungen hÃ¤tten sich im Laufe der vergangenen Jahre gebessert,
allerdings bestehe noch immer eine psychische Reaktion auf die psychische
Traumatisierung durch den Ã�berfall. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne nach Einbruch der
Dunkelheit nicht alleine sein. Es bestÃ¼nden ausgeprÃ¤gte Ã�ngste, wenn sie sich
nach Einbruch der Dunkelheit auÃ�erhalb der eigenen Wohnung aufhalten mÃ¼sse.
Die psychische Restsymptomatik fÃ¼hre zu erheblichen EinschrÃ¤nkungen in der
LebensfÃ¼hrung. Sie erreiche jedoch nicht das Niveau einer persistierenden PTBS.
Die psychische Krankheitssymptomatik habe sich gegenÃ¼ber Mai 2013 gebessert
und sei seit Februar 2016 nur noch mit einer MdE von 20 v.Â H. zu bewerten.

Die BGN verwies auf die beratungsÃ¤rztliche Stellungnahme der G, die darlegte,
dass die Beschwerdeschilderung und die psychopathologische Befunderhebung in
den Gutachten nicht einheitlich seien. Die KlÃ¤gerin habe Restsymptome einer
PTBS, wobei diese vor allem in Triggersituationen geschildert wÃ¼rden.
Offensichtlich sei das ArbeitsverhÃ¤ltnis gekÃ¼ndigt worden, nachdem
SpÃ¤tschichten wegen der Ã�ngste bei Dunkelheit nicht mehr verrichtet werden
kÃ¶nnten. Die von R dokumentierten Restsymptome hÃ¤tten eine Alltagsrelevanz.
Von einem Vermeidungs- und RÃ¼ckversicherungsverhalten sei weiterhin
auszugehen, dass mit einer MdE von 20Â v.Â H. zu bewerten sei. Das Verfahren
wurde vergleichsweise dahingehend abgeschlossen, dass die BGN den Bescheid
vom 22. Mai 2018 zurÃ¼cknahm und Verletztenrente damit Ã¼ber den 31.Â Mai
2018 hinaus nach einer MdE von 20 v. H. gewÃ¤hrt wurde.

B1 fÃ¼hrte versorgungsÃ¤rztlich aus, dass ein GdS von 20 fÃ¼r eine teilremittierte
PTBS fÃ¼r sachgerecht erachtet werde. StÃ¤rker behindernde wesentliche
FunktionseinschrÃ¤nkungen seien im Vergleich zum Gutachten von K2 nicht mehr
nachweisbar. Die von diesem diagnostizierte PTBS liege nicht mehr in vollem
Umfang vor. Es erfolge keine Behandlung. Die beschriebene leichte
Zwangssymptomatik mit einem leichten Kontrollzwang der TÃ¼ren und hÃ¤ufigem
HÃ¤ndewaschen seit der Geburt der Kinder sei nicht ursÃ¤chlich wesentlich
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mitbedingt durch das schÃ¤digende Ereignis und stelle ein Geschehen im Sinne
eines Nachschadens dar. Bei nach Aktenlage noch instabilem Verlauf werde eine
nochmalige Nachuntersuchung in drei Jahren empfohlen.

Nach AnhÃ¶rung (Â§ 24 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch [SGB X]) hob der Beklagte
mit Bescheid vom 22. April 2020 den Bescheid vom 10. Februar 2014 ab dem 1. Juni
2020 auf und stellte Restsymptome einer PTBS in Form von vermehrter
Ã�ngstlichkeit und Vermeidungsverhalten fest. Der GdS betrage nunmehr 20. Eine
Versorgungsrente stehe nicht mehr zu.

Gegen den Bescheid erhob die KlÃ¤gerin Widerspruch und machte geltend, dass der
GdS nach wie vor wenigstens 30 betrage, was ein SachverstÃ¤ndigengutachten
bestÃ¤tigen kÃ¶nne. Es seien nicht lediglich Restsymptome einer PTBS vorhanden,
sondern schwerste Folgen infolge des erlittenen Traumas.

Den Widerspruch wies der Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 18. Juni 2020
zurÃ¼ck. Da es sich um einen Arbeitsunfall handele, sei vorrangig die BGN
leistungspflichtig. Seit der letzten Entscheidung sei eine wesentliche Besserung des
schÃ¤digungsabhÃ¤ngigen Leidens eingetreten, weshalb der Bescheid vom 10.
Februar 2014 nach AnhÃ¶rung aufzuheben gewesen sei. Ausweislich der
beigezogenen Unterlagen, insbesondere des Gutachtens von M, weiterer
nervenfachÃ¤rztlicher Gutachten und einer versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme
seien stÃ¤rker behindernde FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen im Vergleich zu
frÃ¼heren Feststellungen nicht mehr vorhanden. Ein GdS von 30 sei nicht mehr
gegeben. Auf die zutreffende BegrÃ¼ndung des angefochtenen Bescheides werde
Bezug genommen.

Am 3. Juli 2020 hat die KlÃ¤gerin erneut Klage beim SG erhoben. Die
Entscheidungen berÃ¼cksichtigten nicht ihre berechtigten Interessen. Der GdS sei
nach wie vor und dauerhaft mit wenigstens 30 zu bewerten.

Das SG hat die Verfahrensakten S 2 U 1431/16 und L 1 U 4254/17 beigezogen.

Mit Gerichtsbescheid vom 10. Februar 2021 hat das SG, nach AnhÃ¶rung der
Beteiligten, die Klage abgewiesen. Der Beklagte habe mit Bescheid vom 10. Februar
2014 als SchÃ¤digungsfolge Symptome einer PTBS anerkannt und einen GdS von
30 ab dem 15. September 2009 festgestellt. Der Vergleich der damaligen Befunde
mit den Ergebnissen der im NachprÃ¼fungsverfahren durchgefÃ¼hrten
medizinischen Ermittlungen ergebe eine Besserung des Gesundheitszustandes der
KlÃ¤gerin hinsichtlich der SchÃ¤digungsfolgen. Zum Zeitpunkt des
Anerkennungsbescheides vom 10.Â Februar 2012 habe das Vollbild einer PTBS mit
ausgeprÃ¤gtem Vermeidungsverhalten und daraus resultierende EinschrÃ¤nkung
der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit bestanden, die mit einem GdS von 30 zu
bewerten gewesen sei. M undÂ  R hÃ¤tten im NachprÃ¼fungsverfahren als
SchÃ¤digungsfolge Ã¼bereinstimmend lediglich noch eine abklingende PTBS mit
Restsymptomen beschrieben. Soweit die KlÃ¤gerin im Klageverfahren lediglich
pauschal behaupte, der GdS sei nach wie vor mit 30 zu bewerten und der Beklagte
fehlerhaft von einer Besserung ausgegangen, werde diese Behauptung durch nichts
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gestÃ¼tzt. Vielmehr seien sÃ¤mtliche mit der Angelegenheit befassten Ã�rzte, auch
der nach Â§ 109 SGG beauftragte SachverstÃ¤ndige R, Ã¼bereinstimmend zu dem
Ergebnis gelangt, dass sich die psychischen Beschwerden der KlÃ¤gerin seit der
Begutachtung durch K2 im April 2013 wesentlich gebessert hÃ¤tten. Es sei daher
nicht zu beanstanden, dass der Beklagte die SchÃ¤digungsfolge neu gefasst und
den GdS mit 20 ab dem 1. Juni 2020 festgestellt habe.

Am 10. MÃ¤rz 2021 hat die KlÃ¤gerin Berufung beim LSG eingelegt. Es sei ein
SachverstÃ¤ndigengutachten einzuholen, das bestÃ¤tige, dass der GdS weiterhin
30 betrage. Auf die AusfÃ¼hrungen im Beschwerdeverfahren gegen die Ablehnung
von Prozesskostenhilfe durch das SG (LÂ 6Â SBÂ 635/21Â B) werde Bezug
genommen.

Die KlÃ¤gerin beantragt, sachdienlich gefasst,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Ulm vom 10. Februar 2021 sowie den
Bescheid vom 22. April 2020 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 18.
Juni 2020 aufzuheben.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung der KlÃ¤gerin zurÃ¼ckzuweisen.

Er verweist auf die angefochtene Entscheidung.

Die Beschwerde gegen die Ablehnung von Prozesskostenhilfe durch das SG hat der
Senat mit Beschluss vom 21. Mai 2021 zurÃ¼ckgewiesen.
Hinsichtlich des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf die Verwaltungs- und
Gerichtsakten, auch der Verfahren S 2 U 1431/16 und L 1 U 4254/17, verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die form- und fristgerecht (Â§ 151 SGG) eingelegte Berufung, Ã¼ber die der Senat
im EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheidet (Â§
124 Abs. 2 SGG), ist statthaft (Â§Â§Â 143,Â 144Â SGG) und auch im Ã�brigen
zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet.

Streitgegenstand des Berufungsverfahrens ist der Gerichtsbescheid des SG vom 10.
Februar 2021, mit dem die reine Anfechtungsklage (Â§ 54 Abs. 1 SGG) gegen die
Entziehung der BeschÃ¤digtenrente mit dem Bescheid vom 22. April 2020 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides (Â§ 95 SGG) vom 18. Juni 2020 abgewiesen
worden ist. MaÃ�gebender Zeitpunkt fÃ¼r die Beurteilung der Sach- und Rechtslage
ist bei dieser Klageart der Zeitpunkt der letzten Verwaltungsentscheidung, mithin
des Widerspruchsbescheides (vgl. Keller in: Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, Kommentar zum SGG, 13. Aufl. 2020, Â§ 54 Rz.
33). Soweit die KlÃ¤gerin ebenso wie im SG-Verfahren einen Leistungsantrag
gestellt hat, war der Antrag sachdienlich auszulegen, da ein solcher Antrag mangels
RechtsschutzbedÃ¼rfnis nicht zulÃ¤ssig ist, worauf bereits das SG hingewiesen hat.
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Im Falle des Obsiegens der KlÃ¤gerin wÃ¼rde mit der Aufhebung der
angefochtenen Bescheide der vorangegangene Bescheid wieder aufleben, sodass
mit der reinen Anfechtungsklage das Rechtsschutzziel bereits erreicht werden kann
und eine weitergehende Leistungsklage daher unzulÃ¤ssig ist. Daneben kann die
KlÃ¤gerin die Verpflichtung zur Feststellung eines GdS nicht beanspruchen, da es
fÃ¼r ein solches Begehren, im Gegensatz zur Feststellung des Grades der
Behinderung (GdB â�� vgl. Â§ 152 Neuntes Buch Sozialgesetzbuch [SGB IX]), an
einer Anspruchsgrundlage fehlt.

Die UnbegrÃ¼ndetheit der Berufung folgt aus der UnbegrÃ¼ndetheit der Klage. Der
Bescheid vom 22. April 2020 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 18.
Juni 2020 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt die KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten (Â§ 54
Abs. 1 Satz 2 SGG). Die Beklagte hat die BeschÃ¤digtenrente â�� die wegen der
Anrechnungsvorschriften (vgl. Â§ 65 BVG) nicht zur Auszahlung kam â�� zu Recht
entzogen. Ebenso wie das SG ist auch der Senat zu der Ã�berzeugung gelangt, dass
in den gesundheitlichen VerhÃ¤ltnissen eine Besserung eingetreten ist, die eine
Neubewertung des GdS mit weniger als 20 rechtfertigt und damit die Entziehung
der BeschÃ¤digtengrundrente.

Rechtsgrundlage des angefochtenen Bescheides ist Â§ 48 Abs. 1 SatzÂ 1 Zehntes
Buch Sozialgesetzbuch (SGBÂ X). Danach ist, soweit inÂ den tatsÃ¤chlichen oder
rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die bei Erlass eines Verwaltungsaktes
mitÂ Dauerwirkung vorgelegen haben, eine wesentliche Ã�nderung eintritt, der
Verwaltungsakt mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft aufzuheben. GemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs. 1
Satz 2 SGBÂ X soll der Verwaltungsakt mit Wirkung vom Zeitpunkt der Ã�nderung
der VerhÃ¤ltnisse aufgehoben werden, soweit die Ã�nderung zugunsten der
Betroffenen erfolgt (Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr.Â 1 SGBÂ X). Dabei liegt eine
wesentliche Ã�nderung vor, soweit der Verwaltungsakt nach den nunmehr
eingetretenen tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen nicht mehr so
erlassen werden dÃ¼rfte, wie er ergangen war. DieÂ Ã�nderung muss sich nach
dem zugrundeliegenden materiellen Recht auf den Regelungsgehalt
desÂ Verwaltungsaktes auswirken. Das ist bei einer tatsÃ¤chlichen Ã�nderung nur
dann der Fall, wenn diese so erheblich ist, dass sie rechtlich zu einer anderen
Bewertung fÃ¼hrt. Von einer wesentlichen Ã�nderung im Gesundheitszustand ist
auszugehen, wenn diese einen um wenigsten 10 verÃ¤nderten Gesamt-GdB
rechtfertigt (vgl. Bundessozialgericht [BSG], Urteil vom 11.Â November 2004
â��Â BÂ 9Â SBÂ 1/03 R â��, juris, Rz. 12). Im Falle einer solchen Ã�nderung ist der
Verwaltungsakt â�� teilweise â�� aufzuheben und durch die zutreffende Bewertung
zu ersetzen (vgl.Â BSG, Urteil vom 22.Â Oktober 1986 â�� 9a RVs 55/85 â��, juris,
Rz. 11 m. w. N.). DieÂ Feststellung einer wesentlichen Ã�nderung setzt einen
Vergleich der Sach- und Rechtslage bei Erlass des â�� teilweise â�� aufzuhebenden
Verwaltungsaktes und zum Zeitpunkt der Ã�berprÃ¼fung voraus (vgl.Â BSG, Urteil
vom 2.Â Dezember 2010 â�� B 9 V 2/10 R â��, SozR 4-3100 Â§ 35 Nr. 5, Rz.Â 38 m.
w. N.).

Nach diesen MaÃ�stÃ¤ben liegt eine wesentliche Ã�nderung im Sinne einer
Besserung vor, wie nicht zuletzt der von der KlÃ¤gerin nach Â§ 109 SGG benannte
SachverstÃ¤ndige im parallelen Verfahren gegen die BGN bestÃ¤tigt hat.
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Rechtsgrundlage fÃ¼r die GewÃ¤hrung von BeschÃ¤digtengrundrente ist 
Â§Â 1Â Abs.Â 1Â SatzÂ 1Â OEG in Verbindung mit Â§Â 9 Abs.Â 1 Nr.Â 3 Alt. 1,
Â§Â 30, Â§Â 31 BVG. Danach erhÃ¤lt wegen der gesundheitlichen und
wirtschaftlichen Folgen auf Antrag Versorgung in entsprechender Anwendung der
Vorschriften des BVG, unter anderem auch BeschÃ¤digtengrundrente nach Â§Â 31
Abs.Â 1 BVG, wer im Geltungsbereich des OEG oder auf einem deutschen Schiff
oder Luftfahrzeug infolge eines vorsÃ¤tzlichen, rechtswidrigen tÃ¤tlichen Angriffs
gegen seine oder eine andere Person oder durch dessen rechtmÃ¤Ã�ige Abwehr
eine gesundheitliche SchÃ¤digung erlitten hat. Die Versorgung umfasst nach dem
insoweit entsprechend anwendbaren Â§Â 9 Abs.Â 1 Nr.Â 3 BVG die
BeschÃ¤digtenrente (Â§Â§Â 29Â ff. BVG). Nach Â§Â 30 Abs.Â 1 SatzÂ 1 BVG ist der
GdS â�� bis zum Inkrafttreten des Gesetzes zur Ã�nderung des BVG und anderer
Vorschriften des Sozialen EntschÃ¤digungsrechts vom 13. Dezember 2007 (BGBl I
S.Â 2904) am 21. Dezember 2007 als Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE)
bezeichnet â�� nach den allgemeinen Auswirkungen der
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen, welche durch die als SchÃ¤digungsfolge
anerkannten kÃ¶rperlichen, geistigen oder seelischen GesundheitsstÃ¶rungen
bedingt sind, in allen Lebensbereichen zu beurteilen. Der GdS ist nach
Zehnergraden von 10 bis 100 zu bemessen; ein bis zu fÃ¼nf Grad geringerer GdS
wird vom hÃ¶heren Zehnergrad mit umfasst (Â§Â 30 Abs.Â 1 SatzÂ 2 BVG).
BeschÃ¤digte erhalten gemÃ¤Ã� Â§Â 31Â Abs.Â 1 BVG eine monatliche Grundrente
ab einem GdS von 30. Liegt der GdS unter 25 besteht kein Anspruch auf eine
RentenentschÃ¤digung (vgl. Senatsurteil vom 18. Dezember 2014 â�� L 6 VS
413/13 â��, juris, Rz. 42; Dau, in: Knickrehm, Gesamtes Soziales
EntschÃ¤digungsrecht, 2012, Â§Â 31 BVG, Rz. 2).

Nachdem die durch die BGN zur Feststellung der AnsprÃ¼che aus der gesetzlichen
Unfallversicherung eingeholten Gutachten sowie die im gerichtlichen Verfahren
erhobenen SachverstÃ¤ndigengutachten, die sÃ¤mtlich im Wege des
Urkundsbeweises (Â§ 118 Abs. 1 SGG i.Â V.Â m. Â§Â§ 415 ff. Zivilprozessordnung
[ZPO]) zu verwerten sind, die wesentliche Ã�nderung belegen, hat der Beklagte zu
Recht die SchÃ¤digungsfolgen neu festgestellt und zu Recht einen nicht mehr
rentenberechtigenden GdS angenommen.

Bereits der Gutachter E hat bei seiner Begutachtung im Februar 2011 eine
adÃ¤quate Verarbeitung des schÃ¤digenden Ereignisses beschrieben und bei
erfÃ¼llten Diagnosekriterien fÃ¼r eine PTBS eine gÃ¼nstige Prognose fÃ¼r eine
gesundheitliche Wiederherstellung der KlÃ¤gerin gesehen. Eine mittelfristige
BesserungsmÃ¶glichkeit ist sodann von K2 nach ambulanter Untersuchung von
April 2013 bestÃ¤tigt worden, wobei er noch eine wesentliche EinschrÃ¤nkung der
Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit angenommen und die MdE mit 30 v.Â H.
bewertet hat. Diese EinschÃ¤tzung ist von PD K1 versorgungsÃ¤rztlich geteilt und
der GdS ebenfalls mit 30 bewertet worden, sodass ein Anspruch auf
BeschÃ¤digtengrundrente â�� im Hinblick auf die Ruhensvorschrift des Â§ 65 BVG
in erster Linie dem Grunde nach â�� bestanden hat.

Die damalige Prognose einer weiteren Heilung durch E und K2 ist durch die
Begutachtung des M im Februar 2016 bestÃ¤tigt worden. Dieser hat dargelegt, dass
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sich als Folge der PTBS nur noch ein Vermeidungsverhalten in den Abendstunden
und bei Nebel sowie eine leichte Ã�bererregung bei Konfrontation mit der Tat
nachweisen lieÃ�, sodass eine Besserung gegenÃ¼ber der letzten Begutachtung
bestanden hat. M hat daher nur noch eine Teil-Symptomatik einer PTBS gesehen
und die MdE mit 20 v.Â H. eingeschÃ¤tzt. Dieser EinschÃ¤tzung ist R in seinem auf
Antrag der KlÃ¤gerin nach Â§ 109 SGG erstatteten SachverstÃ¤ndigengutachten
gefolgt. Er hat noch eine leicht- bis mittelgradige Angstreaktion bei Thematisierung
des Ã�berfalls beschrieben und bestÃ¤tigt, dass es in den letzten Jahren zu einer
Besserung der psychischen StÃ¶rungen gekommen ist. Die noch verbliebenen
EinschrÃ¤nkungen in der LebensfÃ¼hrung erreichen auch nach seinen Darlegungen
nicht mehr das Niveau einer persistierenden PTBS. Hinsichtlich seiner
Untersuchungsergebnisse ist insbesondere in Rechnung zu stellen, dass die
Untersuchung unter Mithilfe von K2 erfolgte, der die KlÃ¤gerin bereits fÃ¼r das
vorangegangene Gutachten, das wesentliche Grundlage fÃ¼r den
Vergleichsbescheid gewesen ist, untersucht hat, sodass dieser die zu erhebenden
Befunde aus eigener Anschauung beurteilen kann und ebenfalls die Besserung
beschrieben hat. Ebenso hat die BeratungsÃ¤rztin der BGN G darauf verwiesen,
dass nur von Restsymptomen einer PTBS vor allen in Triggersituationen
ausgegangen werden kann und B1 hat versorgungsÃ¤rztlich ergÃ¤nzend dargelegt,
dass eine BehandlungsbedÃ¼rftigkeit nicht mehr zu erkennen ist.

FÃ¼r die Richtigkeit dieser EinschÃ¤tzung spricht die aktuelle Lebensgestaltung der
KlÃ¤gerin. So war sie in der Lage, eine beruflich anspruchsvollere TÃ¤tigkeit als vor
dem schÃ¤digenden Ereignis als Restaurantleiterin aufzunehmen, hat eine stabile
Partnerschaft und eine Familie mit zwei Kindern begrÃ¼ndet, was nicht nur ihre
BelastungsfÃ¤higkeit mit Doppelbelastung Familie/Beruf eindrucksvoll unterstreicht,
sondern auch zeigt, dass sie sich wieder dem Leben zugewandt hat und dies
tatsÃ¤chlich konnte.

Dem durch R bestÃ¤tigten Ergebnis der Begutachtung durch M hat sich die
KlÃ¤gerin im Verfahren gegen die BGN angeschlossen, sodass dort ein Vergleich auf
die GewÃ¤hrung einer Verletztenrente nach einer MdE von 20 v.Â H. geschlossen
worden ist, sodass die Herabsetzung der Verletztenrente durch die BGN letztlich
Bestand hatte und sich nur die â�� im Laufe des Verfahrens erfolgte â�� Entziehung
der Verletztenrente (MdE weniger als 20 v.Â H.) als nicht tragfÃ¤hig erwiesen hat.
Nachdem das schÃ¤digende Ereignis im Sinne des OEG und das Unfallereignis im
Sinne der Unfallversicherung deckungsgleich sind und sich damit die Unfall-/
SchÃ¤digungsfolgen entsprechen, Ã¼berzeugt es nicht, wenn die KlÃ¤gerin
einerseits im Verfahren gegen die Unfallversicherung ebenfalls eine Besserung der
Unfallfolgen sieht, andererseits aber meint, die SchÃ¤digungsfolgen seien weiterhin
mit einem GdS von 30 zu bewerten und damit eine Besserung letztlich in Abrede
stellt. Eine solche ist durch die SachverstÃ¤ndigengutachten nach Ã�berzeugung
des Senats indessen belegt, sodass es auf die widersprÃ¼chliche Argumentation
der KlÃ¤gerin nicht entscheidungserheblich ankommt.

Das SG ist daher zutreffend davon ausgegangen sein, dass der Beklagte zu Recht
eine wesentliche Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse angenommen hat, die eine
Neufeststellung der SchÃ¤digungsfolgen und eine Entziehung der â�� nur dem
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Grunde nach gewÃ¤hrten â�� BeschÃ¤digtengrundrente rechtfertigen, sodass sich
die angefochtenen Bescheide als rechtmÃ¤Ã�ig erweisen.

Weiterer Ermittlungsbedarf hat nicht bestanden. Der entscheidungserhebliche
Sachverhalt ist durch die eingeholten SachverstÃ¤ndigengutachten vollstÃ¤ndig
aufgeklÃ¤rt, wobei diese â�� auch die bei den von der KlÃ¤gerin nach Â§ 109 SGG
benannten SachverstÃ¤ndigen â�� auf Befundebene zu gleichlautenden
Ergebnissen gekommen sind, sodass in keiner Weise erkennbar und von der
KlÃ¤gerin nicht aufgezeigt worden ist, welche tatsÃ¤chlichen UmstÃ¤nde
Ã¼berhaupt einer weiteren AufklÃ¤rung bedÃ¼rfen sollten. Da es sich bei der
EinschÃ¤tzung des GdS, ebenso wie bei der EinschÃ¤tzung der MdE, um eine
Rechtsfrage handelt, kommt die Einholung eines SachverstÃ¤ndigengutachtens zur
HÃ¶he des GdS im Ã�brigen von vornherein nicht in Betracht. Letztlich bestand
aber auch deshalb kein Ermittlungsbedarf, da es auf den Zeitpunkt der letzten
Verwaltungsentscheidung ankommt (vgl. oben) und es einer Feststellung des
gegenwÃ¤rtigen Gesundheitszustandes nicht bedarf, abgesehen davon, dass die
KlÃ¤gerin eine Verschlechterung schon gar nicht behauptet, sondern vielmehr
darauf verwiesen hat, dass sich ihr Zustand nicht geÃ¤ndert habe, was indessen
durch die medizinischen Befunde widerlegt ist.

Lediglich ergÃ¤nzend ist darauf hinzuweisen, dass die KlÃ¤gerin eine Zahlung von
BeschÃ¤digtengrundrente wegen Â§ 65 Abs. 1 Nr. 1 BVG nicht beanspruchen kann,
wie der Beklagte im Bescheid vom 20. April 2016 bereits dargelegt hat. Nach der
genannten Vorschrift ruht der Anspruch auf VersorgungsbezÃ¼ge nÃ¤mlich, wenn
beide AnsprÃ¼che auf derselben Ursache beruhen in HÃ¶he der BezÃ¼ge aus der
gesetzlichen Unfallversicherung. Selbst nach der Herabsetzung der Verletztenrente
(MdE 20 v.Â H. statt zuvor 30 v.Â H.) betrug diese nach dem Bescheid der BGN vom
4. April 2016 noch 216,49 â�¬, wÃ¤hrend die BeschÃ¤digtengrundrente nach Â§ 31
Abs. 1 BVG in der ab 1. Juli 2020 geltenden Fassung bei einem GdS von 30 nur
156,00 â�¬ betrÃ¤gt und damit unterhalb der Unfallrente liegt.

Die Berufung konnte daher keinen Erfolg haben und war zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, sind nicht gegeben, da die Voraussetzungen des
Â§Â 160Â Abs.Â 2Â SGG nicht vorliegen.

Erstellt am: 09.09.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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